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Der Einmarsch russischer Truppen in die Ukraine dauerte erst wenige Tage an, da löste sich die
Schockstarre. Der größte Friedensprotest seit dem Irakkrieg 2003 führte europaweit mehrere
Millionen Teilnehmende auf die Straßen, darunter mehr als eine halbe Million allein am 27. Februar
in Berlin. Fast zeitgleich kündigte Kanzler Scholz nur wenige hundert Meter entfernt das größte
Aufrüstungsprogramm der Nachkriegsgeschichte an. Wahrlich eine Zeitenwende, die auch an
Friedensbewegung und DIE LINKE nicht spurlos vorübergehen wird!

Alle Redner:innen befürworteten Sanktionen seitens der Bundesregierung. Eine Sprecherin aus der
Ukraine forderte, ganz im Einklang mit der Linie ihrer Regierung, Waffen. Viel interessanter war,
was in allen Reden nicht einmal benannt wurde. Es fiel kein Wort über die just zuvor beschlossene
massive Aufrüstung der Bundeswehr, die Osterweiterung der NATO und ihre Manöver an der
belarussischen und ukrainischen Grenze. Auch die jüngere ukrainische Geschichte seit den
Euromaidanprotesten war keine Erwähnung wert. Den Ruf nach Sanktionen schluckte die Mehrzahl
der Friedensbewegten also bereits. Damit meinte sie, sich weiterhin offensichtlich genug vom
Militarismus abgrenzen zu können, schließlich stand das der Forderung nach Waffen (und deutscher
Kriegsbeteiligung) und somit ihrem pazifistischen Image förderlich entgegen – einstweilen!

Dilemma des Pazifismus

Wir sehen also, dass der Pazifismus in letzter Konsequenz gegen sein eigenes Mantra verstoßen
muss, sobald der erste Schuss fällt. Pazifist:innen teilen alles Bürgerliche – außer Kriegsgewalt.
Diese erscheint ihnen nicht als Fortführung der Politik mit anderen Mitteln, als aus den
Widersprüchen der Klassengesellschaft erwachsen, sondern als unerklärlicher Betriebsunfall der
Geschichte, Sieg des Bösen über das Gute im Menschen.

Bricht der Krieg entgegen allen pazifistischen Formeln doch aus, so bleibt entweder das letztlich
abstrakte Beschwören des Friedens – oder man schließt sich notgedrungen jener Seite an, die das
„Gute“ zu verkörpern scheint, in unserem Fall der Bundesregierung und der NATO. Damit begibt
sich der Pazifismus auf die Rutschbahn nach rechts – zum Chauvinismus und entwaffnet sich trotz
aller Friedensbekundungen vor dem Kriegstreiben der „eigenen“ Regierung.

Die reformistischen Parteien (SPD, Linkspartei) und viele zentristische Organisationen der
Arbeiter:innenbewegung teilen entweder Chauvinismus oder Pazifismus bzw. schwanken zwischen
diesen, weshalb wir auch von Sozialchauvinismus bzw. -pazifismus sprechen. Geht ersterer
spätestens mit Kriegsausbruch offen ins Regierungslager über, appelliert letzterer an den Willen
zum Friedensschluss – mitten im Krieg! Der Status quo ante soll also wieder hergestellt werden, das
Pulverfass der imperialistischen Widersprüche unversehrt voll bleiben – nur ohne Lunte! Eine
unabhängige Klassenpolitik, die auf die Niederlage der „eigenen“ Regierung keine Rücksicht nimmt,
lehnt der Sozialpazifismus ab. Der Logik „töten oder getötet werden“ kann er sich nicht entziehen.
Er gerät damit zu einer „alternativen“ Form der Vaterlandsverteidigung, die große Teile bald auf die
Abgleitfläche zur echten rutschen lässt.

Allerdings müssen wir zwischen dem ehrlichen, berechtigten Pazifismus Lohnabhängiger aus Angst
vor Krieg und in Solidarität mit den ukrainischen Massen und dem heuchlerischen der
Kirchenfürst:innen, Politiker:innen und Journalist:innen unterscheiden. Diese Unterscheidung ist
deshalb wichtig, weil wir unter ihnen unsere Verbündeten im Kampf gegen die Kriegsgräuel suchen
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müssen, nicht in Parlamenten, Amtsstuben und Militär. Dazu ist jedoch ein politischer, geduldiger
Kampf gegen die grundlegenden Fehler und Schwächen dieser Ideologie unerlässlich.

Anders als die (Sozial-)Pazifist:innen unterscheiden wir zwischen fortschrittlichen und reaktionären
Kriegen. So ist der Bürger:innenkrieg zur Erringung der Herrschaft der Arbeiter:innenklasse ebenso
zu unterstützen wie der Kampf einer unterdrückten Nation um Selbstbestimmung einschließlich des
Rechts auf Abtrennung von Gebieten, wenn deren Bevölkerungsmehrheit das will. Im
imperialistischen Krieg treten wir dagegen für den revolutionären Defaitismus ein, den
Klassenkampf ohne Rücksicht auf die Niederlage der „eigenen“ Regierungen.

Aber sollten die Arbeiter:innen nicht einen reaktionären Krieg verhindern? Ja, unbedingt! Aber mit
eigenen Mitteln des Klassenkampfes, nicht mit zahnlosen Appellen an die Regierungen!

Katalysator Kriegsfrage

In Zeiten verschärften Konflikts um die Neuaufteilung der Welt geraten auch die halbkolonialen
Länder wie die Ukraine zusehends ins Gravitationsfeld der einen oder anderen imperialistischen
Machtkonstellation. Das gilt leider auch für den (Sozial-)Pazifismus. Kann der Ausbruch eines Kriegs
nicht verhindert werden, ist das Friedenslatein schnell am Ende. Jetzt ist der Klassenkampf noch
unmöglicher als zuvor geworden, scheint es. Sind nicht die jungen Arbeiter:innen an der Front?
Gebietet nicht der Krieg die Einstellung aller unabhängigen Klassenaktivität? Denn diese könnte
doch die Niederlage der „eigenen“ Regierung heraufbeschwören? Und wäre das nicht
gleichbedeutend, einseitig das Werk der Kriegsgegner:innen zu verrichten?

Da Imperialismus die Konzentration des Kapitals und herrschende Politik konzentriertester
Ausdruck gesamtkapitalistischer nationaler Interessen bedeuten, spitzt der Krieg alle Widersprüche
zu. Das ist der Hintergrund, warum Pazifist:innen ins (sozial-)chauvinistische Lager überlaufen
müssen, wenn sie nicht die Niederlage der „eigenen“ Regierung in Kauf nehmen wollen.

DIE LINKE: haltloser Pazifismus

Das Milieu, aus dem sich Friedens- wie manch andere humanitäre Bewegung (Seebrücke, NGOs)
vorrangig rekrutieren einschließlich der Linkspartei, wird ein politisches Erdbeben erleben.

So diskutierte die Linksfraktion im Berliner Abgeordnetenhaus am ersten Märzwochenende und
deren Co-Vorsitzender Carsten Schatz forderte: „Sofortiger Rückzug der russischen Truppen!“ Die
richtige Forderung wird freilich zur Anpassung an die Bundesregierung, wenn jede Kritik an der
NATO-Politik ausbleibt. Kultursenator Lederer bezichtigt Putin des „offensiven Bruchs mit der
europäischen Friedensordnung“, für die Deutschland und die EU Verantwortung zu übernehmen
hätten.

Ohne Namen zu nennen, geht er ans vermeintliche Eingemachte der Partei: antimilitaristische
Haltung, Position zur NATO, zu Russland: „Lasst es einfach weg!“ Pankows Bezirksbürgermeister
Benn sieht ein „Selbsterschrecken“ in den eigenen Reihen, ein tiefes „Selbstbefragen einer ganzen
Reihe von Positionen“ am Horizont aufziehen. Sozialsenatorin Kipping legt nach: „Keine
Verharmlosung von Putin mehr. Putin ist nun mal Feind der Linken.“

Für die Ex-Parteivorsitzende steht der Hauptfeind exklusiv im anderen Land. Mögen ihr beim
alljährlichen Gedenkritual an die Ermordung Liebknechts und Luxemburgs die Nelken in der Hand
verdorren! Tobias Schulze bemerkt scheinheilig: „Was für die Rüstung geht, geht offenbar für die
städtische und soziale Infrastruktur nicht, nämlich die Schuldenbremse auszusetzen.“ Gäbe es also
die Schuldenbremse nicht, so drängt sich auf, wäre die Aufrüstung für DIE LINKE



zustimmungsfähig. Welch‘ prinzipienfester Antimilitarismus!

Die Abgrenzung von wirklichen oder vermeintlichen „Putinversteher:innen“ erfüllt beim rechten
Flügel der Linkspartei längst nicht mehr allein die Funktion einer Kritik an der Verharmlosung des
russischen Imperialismus – vielmehr sollen so alle Stimmen zum Schweigen gebracht werden, die an
einer angeblichen starren NATO-Ablehnung festhalten wollen. Es ist damit zu rechnen, dass der
starke „Reformer“-Flügel um die sog. Regierungssozialist:innen, welcher sich offen prowestlich und
hinter vorgehaltener Hand pro-NATO aufstellt, zum Angriff auf die in die Jahre gekommenen
traditionslinken, sozialpazifistischen Grundsätze blasen wird, denen er sich bislang unterordnen
musste. Die Ukrainekrise bringt nun neue Bewegung in den Transformationsprozess der Linkspartei
nach rechts, während der linke Flügel noch weiter in die Defensive gerät. Es rächt sich heute, dass
über Jahre Pazifismus, humanitäre Friedensphrasen und das Beschwören von Völkerrecht und UNO
als Ultima Ratio der internationalen Ordnung als „Antimilitarismus“ verklärt wurden. In Wirklichkeit
wurde nur das Fehlen einer antiimperialistischen und internationalistischen Politik schöngeredet,
was heute dem rechten Flügel der Partei in die Hände spielt.

Interventionistische Linke (IL)

Doch nicht nur die reformistische Linke gerät in schweres Fahrwasser. Auch die größte
Organisation der „radikalen Linken“, die IL, gerät ins Studeln.

In ihrem Aufruf vom März 2022 verurteilt sie den russischen Angriff. Gleichzeitig lehnt sie eine
Parteinahme im Konflikt ab: „Wir lehnen die falschen Alternativen ab, weil die behauptete
Alternativlosigkeit jeden Raum für Widersprüche und Kritik verschließt. [ … ] Wir entziehen uns der
Identifikation mit staatlicher Macht. Stattdessen sind wir mit jenen parteilich, die unter dem Krieg
leiden und sich ihm widersetzen [ … ], wenn sie fliehen, desertieren, zivilen Ungehorsam leisten
oder kämpfen.“

Leider „entzieht“ sich die IL auch einer klaren revolutionären Antwort, wie der Krieg gestoppt
werden kann. Sie spricht sich für die Unterstützung der „Menschen vor Ort“ aus? Doch worin soll
diese bestehen? Welche Politik sollen die Arbeiter:innenklasse und Linke in Russland oder in der
Ukraine vertreten? Über diese Fragen schweigt sich die IL aus und verbleibt letztlich bei einer
sicherlich löblichen, politisch aber unzureichenden humanitären Unterstützung von Opfern des
Krieges.

Darüber hinaus wendet sie sich gegen kapitalistische Geopolitik und westliche Doppelmoral,
bezeichnet den Krieg „als vorläufige[n] negative[n] Höhepunkt von weltweit immer schärfer
werdenden wirtschaftlichen, politischen und militärischen Konflikten.“ Sie tritt zu Recht gegen die
Aufrüstung der Bundeswehr ein, für Solidarität mit Geflüchteten aller Hautfarben und Herkunft aus
der Ukraine, Kriegsdienstverweiger:innen, Friedensaktivist:innen, Frauen und LGBTIQ,
Genoss:innen der sozialen, linken, sozialistischen und anarchistischen Bewegungen aus beiden
kriegführenden Ländern.

Richtig ist auch ihre Aufforderung, aktiv zu werden, eine Bewegung gegen Militarismus und Krieg
aufzubauen, die lebendig, links und internationalistisch agieren soll. Doch für die Grundlage eines
solchen Antikriegsbündnisses macht sie keinen Vorschlag. Stattdessen prophezeit sie (fälschlich):
„Die Aufrüstungspläne der Bundesregierung finden in der Klimagerechtigkeitsbewegung einen
neuen, starken Gegner. [ … ] Bringen wir zusammen, was zusammengehört: die Kämpfe gegen alle
Grenzen, gegen Imperien und Kriege, gegen Klimakrise, Patriarchat und Kapitalismus.“ Mit
dämlichen Parolen wie „Heizung runter für den Frieden!“, „Pullover statt Erdgas!“, am 24. März zu
sichten, dürfte das Zusammenbringen arg schwierig ausfallen.



So wenig selbst blau-gelbe Pullover eine Antwort auf drohende Energiearmut liefern, so großzügig
sieht die IL über die Untauglichkeit einer Bewegung im Sog des Vaterlandsverteidigungstaumels für
ein Antikriegsbündnis hinweg. Die IL spielt ein Chamäleon, das hinter „Bewegungen“ unkritisch
hinterher trabt, statt ihnen eine antikapitalistische Perspektive anzubieten. Die Farbe Rot verblasst
gerade, wenn’s drauf ankommt!

Dahinter steckt nicht nur ein mehr oder weniger hoffnungsfroher „Optimismus“ – es wird auch das
Fehlen jeder Klassenpolitik deutlich. Die Frage, wie die Lohnabhängigen, wie Gewerkschafter:innen,
die reformistisch dominierte Arbeiter:innenbewegung für eine Antikriegsbewegung gewonnen
werden können, stellt sich die IL erst gar nicht. Den Spitzenbürokrat:innen im DGB, bei der
Linkspartei und erst recht in der SPD wird’s recht sein. Uns nicht.


